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Vorhaben 2 BBPlG (Ultranet), Abschnitt D (Weißenthurm – Riedstadt)
……………………………………………………..möchten hiermit unsere Einwendungen gegen den Vorschlag des Vorhabenträgers Amprion, für die geplante HGÜ-Leitung  (Ultranet) die östliche
Bestandsleitung bzw. Bestandstrasse zu nutzen, geltend machen:
1. Wir bezweifeln, dass es rechtmäßig ist, einfach die HGÜ Leitung auf die bestehende Trasse aufzulegen. Da die ursprüngliche Leitung aus den zwanziger Jahren ( ca.1925) maximal 220 kV vorgesehen haben dürfte, dürfte spätestens die Änderung auf 380 kV eine wesentliche Änderung darstellen, die eines Planfeststellungsverfahrens bedurft hätte. Die geplante  Änderung von Wechselstrom auf die Nutzung „Gleichstrom und Wechselstrom“ zusammen, ist unseres Erachtens  eine weitere wesentliche Änderung. Wir gehen davon aus, dass dies als Neubau zu werten ist und deshalb mindestens der Abstand von 400 m zur Wohnbebauung in Wildsachsen und Langenhain einzuhalten sei.
2. Die Ansicht, dass es sich nur um eine Änderung und keinen Neubau handele, kann nicht hingenommen werden. Diese Leitung erfordert zumindest an ihren Endpunkten den Neubau von Konvertern, die größenmäßig mehrere Fußballfelder umfassen (etwa 100.000 m² bei Bauhöhen bis zu 18 m). Der Betrieb der HGÜ-Leitung ist nur mit diesen Konvertern möglich. Die Strecke ist im Gesamten zu betrachten und daher als Neubau einzustufen.
3. Anlage_I_Natura_2000_Weißenthurm-Riedstadt 21.2.3.2 , Seite 305: Masten sollen versetzt und neu gebaut werden (z.B. 3 neue Masten). Dies ist ein Neubau.
4. Kapitel 3.1.3, Seite 3-18 : Eine Erprobung der Hybridtechnologie wäre auch möglich wenn kurze Strecken zur Umgehung von Wohnraum als Erdkabel verlegt würden.  Die Umschaltoption für Drehstrom wird bei anderen Projekten auch nicht eingeplant und ist auch hier nur als theoretisch anzusehen, da die HGÜ im Gleichstrombetrieb die vorrangige Betriebsart ist. Bereits jetzt scheint diese Leitung nicht gebraucht zu werden, da sie schon seit Jahren abgeschaltet ist.
Im BbplG wird die Erdverkabelung nicht ausgeschlossen sondern nur dem „E“ kein Vorrang gegeben (§4 und Anlage (zu § 1 Absatz 1) Bundesbedarfsplan)). Eine Umschaltoption ist auch nicht erwähnt. Der Beschluss des Ausschuss für Wirtschaft und Energie (BT-Drucksache 18/6909, S. 45) wurde so im Gesetz nicht umgesetzt.
5. Kapitel 7.1.18, Seite 7-1 : Für einen Neubau der gesamten Strecke als Freileitung werden Investitionskosten von 165 Millionen € gegenüber 22 Mio. bei Nutzung der vorhandenen Leitungen angegeben.  Eine Einsparung von 143 Mio. Für eine Erdverkabelung käme man bei  Schätzung der vierfachen Kosten auf 660 Mio.(Es gibt aber bereits heute schon günstigere Methoden der Erdverkabelung, Schätzung ist veraltet!). Würde man die Leitung direkt nach Emden weiter bauen könnte man sich einen Konverter für 900 Mio. sparen und die gesparten Millionen würden für die geforderte Erdverkabelung / Trassenverschwenkungen ausreichen. Am Ende könnte sogar noch Geld eingespart werden! Die Auswirkungen auf die Stromkosten wären somit noch geringer!
6. Kapitel 5.2.1.2.1, Seite 5-45ff: Magnetische Gleichfelder werden zunächst der Kategorie A zugeordnet.  Ein vorsorglicher Betrachtungsraum von 400 m Abstand wird eingerichtet. Dies wohl da man sich trotz bestehender Grenzwerte nicht sicher über die tatsächlichen Auswirkungen ist. Dieser Abstand wird aber bei den Bestandsleitungen zum Teil deutlich unterschritten! Gesundheitsgefährdung!
7. Kapitel 5.2.1.2.1 ,Seite 5-47: Die Geräuschimmission wird als relevant eingestuft.  Ein Dauergeräusch ist zu erwarten. Bei schönem Wetter von Gleichstrom, bei feucht-nassem Wetter vom Drehstrom. Dies ist hauptsächlich Nachts relevant.  Störung der Nachtruhe – Gesundheitsgefährdung!
8. Anhang C1.1.1, Kapitel 8.3 : Im Landesentwicklungsplan Hessen steht unter anderem, dass bei der Lärmbelastung alle, auch die bestehenden Lärmquellen zu berücksichtigen sind.   ...einer Zunahme des Lärms ist entgegenzuwirken. 
Dies ist nirgendwo gegeben. Alle Lärmprognosen beziehen sich ausschließlich auf den  durch die Leitungen erzeugten Lärm.
9. Anhang C1.1.3, Kapitel6.2.-1: Regionalplan Mittelhessen – Belastungen durch Immissionen  (Lärm) sollen möglichst beseitigt, neue verhindert werden. Ist in der Bewertung als „nicht maßgeblich“  markiert.
10. Anhang C1.1.3, Kapitel6.2.-6: Regionalplan Mittelhessen – Umgebungslärm soll verhindert werden.... Ist in der Bewertung als „nicht maßgeblich“  markiert.
11. Anhang A1.3.3, Blatt 9/10: Nur weil die Trasse durch ein Wohngebiet läuft, wird dieses Wohngebiet als Mischgebiet erklärt, da die Trasse ja Gewerbefläche sei! (vorletzter Abschnitt) .
Die Vorhabenträgerin argumentiert, daß der Leitungskorridor selbst ' ein räumlich abgrenzbarer Bereich sei, der wie eine gewerblich oder industriell genutzes Grundstück oder Gebiet zu behandeln sei'. Wie soll dies physikalisch möglich sein? Die zu erwartenden Grenzwertüberschreitungen werden mit abenteuerlichen Argumenten schöngerechnet. So wird auf eine Verringerung der Immissionen durch Leiterseile mit größerem Durchmesser hingewiesen (um 6dB), die allerdings gar nicht vorgesehen sind. Für diese wären auch weitere Baumaßnahmen (Mastverstärkungen wg. Statik etc. ) notwendig.
12. Anhang1.3.3 : Eine Geräuschprognose für den Bereich Hofheim-Langenhain fehlt, obwohl hier die Leitung direkt über Häuser führen (siehe auch Punkt 24.)
13. Alternativvorschlag zur Trassenverschwenkung der BI Wildsachsen (siehe Anhang Karte): Route schließt NW von Bremthal an, umgeht westlich Wildsachsen und biegt auf Höhe der L 3017 Richtung Langenhain ab. FFH- Gebiet wird nicht tangiert bei 400 m Mindestabstand zur Wohnbebauung.
14. Kapitel 4.2.1,Seite 4-5 ff Tabelle 4.2-1, 4.2-2 :
Planungsgrundsätze zum vorgezogenen Vergleich: Die Planungsgrundsätze sind so ausgelegt, dass die Nutzung von Bestandsleitungen zwangsläufig das Ergebnis ist (siehe auch Anhang A ,Tabelle A.1-1). Ein ergebnisoffener Vergleich ist damit nicht durchführbar.  Die linksrheinische Trasse wird damit ausgeschlossen.
15. Kapitel 4.3.1 Seite 4-16, Tabelle 4.3-1: Hier werden in Nr.1 der Tabelle wieder die Bestandsleitungen ausgenommen – Damit  schränkt man die Planung wieder ein und blockiert evtl. Neubauten oder eine Erdverkabelung.
16. Kapitel 4.3.2  Seite 4-23, Tabelle 4.3-4: Punkt b) Vorhabenbezogenes energiewirtschaftliches Planungsziel: Die „Ermöglichung einer Umschaltoption“ ist zu streichen, da bei den anderen HGÜ- Projekten auch nicht vorhanden wegen des dortigen Vorrangs der Erdverkabelung.
17. Anhang A ,Tabelle A.1-1: Nutzung bestehender Freileitungen als Planungsziel bedeutet, es geht nicht um (für die Schutzgüter) optimalen Leitungsverlauf und also auch nicht um eine Korridorsuche, sondern der Verlauf der Leitung steht schon fest, nämlich auf den bestehenden Masten. Wenn das Ziel die Nutzung bestehender Masten ist, ist das ganze Beteiligungsverfahren eine Farce, da das Ergebnis schon feststeht. Wo bleibt da die Abwägung?
18. 400 m Abstand zu Wohngebäuden soll eingehalten werden – Minimierungsgebot für Lärm , Strahlung und Ionenverdriftung. Ansonsten besteht die Gefahr multipler Gesundheitsrisiken.
· Kapitel 5.2.1.2.1 , Seite 5-48 : Koronarentladung und Ionisierung Zitat:„Insgesamt stellen nach dem derzeitigen Stand von Wissenschaft und Forschung sowohl die im Nah- als auch Fernbereich von Drehstrom- als auch HGÜ-Freileitungen auftretenden Konzentrationen von Luftionen und geladenen Aerosolen keine gesundheitliche Gefährdung der allgemeinen Bevölkerung dar. “ Wir haben es hier mit Gleichstrom zu tun. Die Datenlage dazu ist nicht so eindeutig wie hier ausgeführt . Eine Gesundheitsgefährdung kann nicht ausgeschlossen werden.
· Elektromagnetische Felder – Gesundheitsaspekte bei Hochspannungs Gleichstrom-Übertragungsleitungen (HGÜ) Dr. Frank Gollnick Uni Aachen : Alzheimer, Schlafstörungen, Endokrinologische Störungen, Herz-Kreislauf, Nervensystem,  Verhalten, Stoffwechsel, Immunsyst. Reproduktionssyst. Implantate (z.B.Gelenke, Defibrillator, Herzklappen)
· Neue Hochspannungsleitungen: Gesundheitliche Risiken durch elektrische und magnetische Felder bei Gleich- und Wechselstrom Dr. H.Neitzke, ECOLOG -Institut für sozial-ökologische Forschung und Bildung Hannover,Magdeburg, 30.09.2015
· Krebsforschungsinstitut der Uni Bristol: Im Südwesten Englands in der 400 m Zone der windabgewanden Seite gibt es eine 29% Erhöhung der Krebsraten (nicht differenziert). Kinder die in Wohnungen lebten mit mehr als 0,4 mikroTesla hatten doppelte Leukämierate als Vergleichsgruppe. Das bestätigt eine japanische Studie bereits bei 0,2 mikroTesla. Diese Studie verweist auf mehr als 20 europäische Studien.
19. Die Anwohner werden bei Betrieb der HGÜ-Leitung als Versuchsobjekte missbraucht. Untersuchungen über die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch fehlen. Die Untersuchungen des Bundesamts für Strahlenschutz hierzu sind nicht abgeschlossen! Keine Entscheidung vor dem Vorliegen valider Studienergebnisse!
20. Kapitel 5.3.1.3 Seite 5-71: In der Tabelle wird nur Hofheim / Friedhof (welcher?) mit ca. 115 m Abstand aufgeführt. Für Langenhain und Wildsachsen fehlen die Daten. Warum? Hier sind die Abstände bis 0 m!
21. Kapitel 5.4.1 Seite 5-178: Was heist: ...die Umsetzung des geplanten Vorhabens voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen mit nachrangiger Bedeutung zur Folge haben kann?
22. Feldversuche mit welchen Ergebnissen wurden durchgeführt? Ultranet wird als technisch bereits ausgereift bezeichnet aber soll trotzdem ein Pilotprojekt sein?
23. Kapitel 2.1 Seite 2-1: Es gibt keine Rahmenbedingungen/Definition für das Pilotprojekt!
Es sollte begrenzbar, abbrechbar und leicht revidierbar sein. Fragen:
· Wie lange dauert das Pilotprojekt?
· Wer wertet es aus?
· Nach welchen Kriterien, unter welchen Umständen wird abgebrochen (z.b. Grenzwertüberschreitung)?
· Was wird getestet - die Technik oder die Auswirkung auf den Menschen/ Umwelt?
24. In den gesamten Dokumenten wird Langenhain so gut wie nicht erwähnt, nur Wildsachsen und Marxheim!
· Liegt das evtl. daran dass man sich bei der Dokumentation der Trasse an den vorliegenden Genehmigungsunterlagen orientiert hat?
·  Wurde Langenhain vergessen, da diese Unterlagen wohl fehlen oder unvollständig sind ?
·  Gibt es überhaupt gültige Genehmigungen für diese Trasse in ihrem jetzigen Ausbauzustand?
25. Es droht eine Wertminderung der Immobilien und schlechtere Vermietbarkeit (ggf. Verletzung des Art. 14 GG)
26. Die online Dokumente im Pdf-Format sind wegen der unübersichtlichen Gliederung und Seitennummerierung sehr schlecht lesbar und befinden sich nicht im Zustand der Möglichkeiten der heutigen Technik. Es fehlt eine verlinkte Übersicht über alle Dokumente und Verlinkung der Querverweise zu den Anlagen (möglich durch ein entsprechendes Publishing Tool). Um eine halbwegs effiziente Lesbarkeit zu erreichen muss man mit mindestens 2 Bildschirmen arbeiten. Die Seiten- und Kapitelbezeichnungen sind völlig unübersichtlich. Das bedeutet, dass ein Großteil der interessierten Bevölkerung nicht in der Lage ist die Dokumente gründlich zu studieren, was bei   tausenden von Seiten und der zum Teil schwierigen Fachsprache ohnehin beinahe unmöglich ist. Es ist zeitlich nicht zu schaffen.
27. Eine Offenlegungsstelle in direkter Nähe zu Wildsachsen oder Langenhain , z. B. bei der Stadt Hofheim im Rathaus gab es nicht. Für nicht motorisierte Menschen, z.B. alte und kranke Menschen, war die Erreichung  einer Offenlegungsstelle mit öffentlichen Verkehrsmitteln sehr schwierig oder z.T. nicht zumutbar. Viele der alten Menschen verfügen auch nicht über einen Internetzugang oder ihr Zugang ist zu alt und langsam. Es hätten mehr Offenlegungsstellen eingerichtet werden müssen. Dies ist insbesondere für betroffene Bürger wichtig die in den durch die bisherige Trassenplanung stark betroffenen Orten wohnen ( z. B. Langenhain).
28. Die Offenlegung der Unterlagen erfolgte erst 3 Tage vor den hessischen Sommerferien und dauerte nur 4 Wochen, d.h. die Offenlegung endete auch bereits in den hessischen Sommerferien. Die Unterlagen sind für Laien zu unübersichtlich. Um Argumente für einen evtl. Widerspruch zusammen zu tragen, ist es meist erforderlich sich die Unterlagen mit Anhängen, soweit es dem Einzelnen möglich ist, anzusehen und durchzulesen. Bei dem vorliegenden Umfang ist dies kaum zu schaffen zumal die Zeitspanne durch einen evtl. geplanten Urlaub in der Ferienzeit zusätzlich verkürzt ist. Dies könnte dem Informationsbedürfnis und Rechtsschutzbedürfnis der einzelnen Bürger zuwider gelaufen sein.
Zusammenfassend befürchten wir eine  Gefährdung unserer Gesundheit durch  Strahlungsimmission, andauernde Lärmbelästigung hauptsächlich bei schönem Wetter, auch nachts und wenn man sich oft im Freien aufhält und eine Wertminderung unserer Immobilien. Wir fordern daher die Verlegung als Erdkabel in den besonders betroffenen Bezirken oder eine Verschwenkung der Trasse soweit nötig zur Einhaltung des 400 m Abstandes. Uns ist bewusst, dass jeder seinen Beitrag zur Energiewende leisten muß, dies aber nur unter Berücksichtigung von Umweltinteressen und der Erhaltung unserer Lebensbedingungen.   
Anlage:
Karte Verschwenkungsvorschlag
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